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Falsche Versprechen
zugunsten der Banken
Als der IWF im Jahr 2010 entschied, sich am griechischen Bailout-Programm zu beteiligen,
wurden die Bedenken zahlreicher Direktoriumsmitglieder gezielt zerstreut, wie an die
Öffentlichkeit gelangte Dokumente belegen. Von Steffen Stierle und Alexandros Moutzouridis

S eit mehr als fünf Jahren
hängt Griechenland nun am
Tropf der Gläubiger-Troika.
Fast 250 Milliarden Euro so-

genannter Rettungskredite sind seit-
her durch das Land geflossen. Neue
Kredite wurden aufgenommen, um
alte zu bedienen. Im Juli 2015 wurde
ein drittes Bailout-Programm be-
schlossen. So kommen weitere 86
Milliarden Euro in den Tropf. Und die
Troika – oder neuerdings Quadriga
genannt – bleibt für weitere drei Jah-
re im Land.
Das neue Programm wird ähnlich

desaströs wirken wie die vorange-
gangenen. In den fünf Programm-
jahren ist die private Nachfrage be-
reits um 23,9 Prozent und die öf-
fentliche um 21,5 Prozent eingebro-
chen. Die Wirtschaft ist um ein Vier-
tel geschrumpft. Da auch im dritten
Programm der Schwerpunkt auf Aus-
gabenkürzungen liegt, wird die grie-
chische Ökonomie weiter in die Re-
zession treiben. Maßnahmen wie
Mehrwertsteuererhöhungen und
Rentenkürzungen werden die Ab-
wärtsspirale aus sinkender Nachfra-
ge, steigender Arbeitslosigkeit, Wirt-
schaftsschrumpfung, sinkendem
Steueraufkommen und steigender
Verschuldung weiter beschleunigen.
Dass Kürzungspolitik Krisen ver-

schärft, ist nicht neu: Deutschland hat
diese Erfahrung am Vorabend der
Nazidiktatur auf besonders bittere
Weise gemacht. Seit den 1970er Jah-
ren haben der Internationale Wäh-
rungsfonds (IWF) und die Weltbank
mit derartigen Programmen zahlrei-
che Schuldenkrisen im globalen Sü-
den auf die Spitze getrieben.
Entsprechend skeptisch war das

IWF-Direktorium von Anfang an ge-
genüber den Griechenland-Pro-
grammen. So äußerte René Weber,
der Schweizer IWF-Direktor, bereits
im Mai 2010 »Zweifel bezüglich der
Wachstumsprognosen, die zu opti-
mistisch sind. Eine kleine negative
Abweichung vom Basisszenario
könnte die Schulden dauerhaft un-
tragbar machen«. Zudem befürchte-
ten zahlreiche Direktoren, dass das
Programm in eine riesige Banken-
rettung mündet. Paulo Nogueira Ba-
tista, der brasilianische Direktor,
fasste diese Bedenken so zusammen:
»Man wird sehen, dass dieses Pro-
gramm nicht auf eine Griechenland-
rettung hinausläuft, sondern auf eine
Rettung der Gläubiger Griechen-
lands, vor allem europäischer Ban-
ken.« Die Direktoren aus Argentini-
en, Indien, Russland und anderen
Ländern äußerten sich ähnlich.
Warumwurde das Programmdann

trotz der zahlreichen Vorbehalte und
der historischen Erfahrungen vom
IWF-Direktorium beschlossen? Zu-
nächst: Offensichtlich ist, dass
Deutschland und andere EU-Länder
ein großes Interesse an dem Pro-
gramm hatten. Über ihre Motive lässt
sich spekulieren. Ein Faktor ist die
Zinsersparnis, von der insbesondere
Deutschland profitiert, seit es zu ei-
ner massiven Kapitalauswanderung
aus Griechenland kommt. Auch die
Möglichkeit, an das Programm Pri-
vatisierungsprojekte zugunsten eu-
ropäischer Käufer zu koppeln, wird in
den Überlegungen eine Rolle gespielt
haben – Stichwort Fraport. Zudem
gab es das Anliegen, eine offizielle
Staatspleite mit schwer absehbaren
Folgewirkungen zu verhindern.
Kein Zufall dürfte auch sein, dass

ausgerechnet die deutschen und fran-
zösischen Banken den größten Anteil
an griechischen Staatsanleihen hiel-
ten. Laut der Bank für Internationalen
Zahlungsausgleich waren die deut-
schen Finanzinstitute Anfang 2010mit
einem Kreditvolumen von rund 45
Milliarden und die französischen mit
rund 75 Milliarden US-Dollar in Grie-
chenland engagiert. Die Regierungen
dieser beiden Länder hatten ein Inte-
resse, ihre Banken vor substanziellen
Abschreibungen zu bewahren.

Doch was brachte das IWF-Direk-
torium dazu, der deutsch-französi-
schen Linie zu folgen? Ein Teil der
Antwort kann demmittlerweile an die
Öffentlichkeit gelangten Protokoll ei-
ner IWF-Sitzung vom 9. Mai 2010
entnommen werden. Darin heißt es:
»Die Niederlande, Frankreich und
Deutschland übermitteln dem Di-
rektorium die Zusagen ihrer Finanz-
sektoren, Griechenland zu unter-
stützen und ihr Engagement in grie-
chischen Anleihen weitestgehend
aufrecht zu halten.« Mit dieser An-
kündigung traten sie der Sorge ent-

gegen, dass die privaten Banken ge-
rettet werden, während die Steuer-
zahler die Schulden übernehmen.
Der Haken: Die Banken hatten le-

diglich unverbindliche Absichtserklä-
rungen abgegeben, mit denen sie sich
auf nichts festlegten. So hatten sie kei-
ne Konsequenzen zu fürchten, als sie
die Zusagen gleich nach dem Pro-
grammstart wieder über Bord warfen.
In der entsprechenden Erklärung

der deutschen Finanzwirtschaft vom
4. Mai 2010, die von 13 großen Geld-
häusern unterzeichnet wurde, heißt
es, dass die deutsche Finanzwirt-
schaft »nach aller Möglichkeit beste-
hende Kreditlinien (…) und das An-
leihevolumen gegenüber der Helle-
nischen Republik für die Laufzeit des
Programms (3 Jahre, A. d. A.) auf-
rechterhalten« will.
Diese Erklärung war nicht das Pa-

pier wert, auf dem sie stand. Allein
zwischenMai undDezember 2010hat

die deutsche Finanzwirtschaft laut
Bundesbank rund ein Viertel (von
13,1 auf 9,85 Milliarden Euro) ihrer
griechischen Anleihen abgestoßen.
Bis Anfang 2012 – dem Vorabend des
Schuldenschnittes – ist das Volumen
sogar auf 2,8 Milliarden Euro ge-
schrumpft. Sprich: Innerhalb der ers-
ten eineinhalb von drei Jahren, für die
die Selbstverpflichtungserklärung
galt, haben die deutschen Banken
78,6 Prozent ihrer griechischen An-
leihen abgestoßen.
Das gebrochene Versprechen der

deutschen und französischen Banken
war nicht bloß ein politisches Manö-
ver, um die Sorge zu zerstreuen, dass
das Programm auf eine Bankenret-
tung hinauslaufe. Die Krise hat die
stärksten Länder der EU selbst an den
Verhandlungstisch mit der IWF-Ad-
ministration gebracht, insbesondere
mit dem damaligen Chef der Institu-
tion, Dominique Strauss-Kahn.

Der Washingtoner Journalist Mi-
chalis Ignatiou fand raus, dass diese
Zusagen der Banken Strauss-Kahns
Bedingung an Bundeskanzlerin An-
gela Merkel und den damaligen fran-
zösischen Präsidenten Nicolas Sar-
kozy dafür waren, dass der IWF sich
beteiligt, ohne eine Umschuldung zu
fordern, die die griechischen Staats-
schulden nachhaltig abbaubar ge-
macht hätten. Die Umschuldung hät-
te den Gläubigern große Verluste be-
schert und Deutschland und Frank-
reich zu unpopulären Banken-Reka-
pitalisierungen gezwungen.
Vor diesem Hintergrund erscheint

der Schuldenschnitt von 2012 als
Farce. Immerwieder heißt es, dass die
Gläubiger auf 53,5 Prozent ihrer For-
derungen an Griechenland verzichtet
hätten. Dass die deutschen Banken
sich zu diesem Zeitpunkt bereits von
knapp 80 Prozent ihrer griechischen
Anleihen entledigt hatten, bleibt
meist unerwähnt.
Die französischen und niederlän-

dischen Banken haben sich nicht an-
ders verhalten. Zusammengenom-
men haben die Finanzsektoren dieser
drei Länder von Mitte 2010 bis An-
fang 2012 rund die Hälfte ihrer Grie-
chenland-Anleihen abgestoßen.
Dieses Verhalten der Banken muss

man kritisieren. Andererseits ist
schlecht beraten, wer auf die mora-
lische Integrität großer Finanzinsti-
tute setzt. Wenn das Bundesfinanz-
ministerium verlautbart, dass der
Beitrag des Finanzsektors »freiwillig
(erfolgte) und sowohl die eigentliche
Selbstverpflichtung als auch deren
Umsetzung (…) in der Verantwor-
tung der betroffenen Kreditinstitute
(liegen)«, musste die Bundesregie-
rung damit rechnen, dass die Banken
ihre Zusage brechen.
Es kamwie es kommenmusste: Aus

der Griechenlandrettung wurde eine
Bankenrettung. Hielten private Gläu-
biger im Mai 2010 noch 94 Prozent
der griechischen Anleihen, waren es
Ende 2012 nur noch 11,5 Prozent. Die
Banken sind also fein raus. Den Lö-
wenanteil haben die anderen Euro-
länder über bilaterale Kredite, IWF-
Anteile, Zentralbank und Garantien
für EFSF-Kredite übernommen. Das
Risiko liegt somit bei den Mitglieds-
staaten – und damit den Steuerzah-
lern.
Zugleich wurde die griechische

Wirtschaft in den Abgrund getrieben.
Der dramatische Wertverfall griechi-
scher Anleihen war nur der Anfang
einer Reihe von Schadensfällen für
Griechenland, die durch das falsche
Versprechen mitverursacht wurden.
Zum Beispiel erstens der Schaden am
griechischen Bankensystem, der zu
weiteren Rekapitalisierungskosten
für die griechischen Steuerzahler
führte; zweitens der Zwang für Grie-
chenland, neue Kredite aufzuneh-
men, die den Haushalt durch weite-
ren Zinszahlungen belasten; drittens
die steigenden Kreditkosten; viertens
der Wertverfall griechischen Staats-
vermögens, der zu niedrigeren Ein-
nahmen bei Privatisierungsprojekten
führte und fünftens die Schäden
durch die Auslösung von Kreditaus-
fallversicherungen.
So tragen die deutschen und fran-

zösischen Banken eine Teilschuld an
der dramatischen Entwicklung in
Griechenland. Doch auch die politi-
sche Verantwortung von Institutio-
nen wie der Europäischen Zentral-
bank (EZB) und der EU-Kommission
sollte untersucht werden. Sie haben
bei der EU-rechtlich verankerten
Pflicht, den Verfall derWirtschaft und
des Bankensystems zu verhindern,
vollständig versagt.
Die Bundesregierung trägt nicht

zuletzt aufgrund ihrer Rolle bei den
IWF-Verhandlungen eine Teilver-
antwortung für die weitreichende
Umverteilung zulasten der europäi-
schen Steuerzahler und zugunsten
der Banken sowie für die katastro-
phale Lage in Griechenland.

Es liegt nicht an den Karten, es liegt am Spiel: Am Ende gewinnt die Bank. Foto: 123rf/Dalibor Sevaljevic

Lesen Sie online:
Eine ausführlichere Fassung
dieser Analyse mit Links und
Quellangaben findet sich unter:

dasND.de/bailout

»Die Niederlande,
Frankreich und
Deutschland übermit-
teln dem Direktorium
die Zusagen ihrer
Finanzsektoren,
Griechenland zu
unterstützen und ihr
Engagement in
griechischen Anleihen
weitestgehend aufrecht
zu halten.«
Aus dem Protokoll einer IWF-
Sitzung vom 9. Mai 2010
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